
BUNDESGERICHTSHOF

BESCHLUSS

IV ZB 57/75

in dem Rechtsstreit

des Wolfgang traße

Beklagten und Beschwerdeführers,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br.

gegen

den am 1974 geborenen Jürgen S 
vertreten durch das Jugendamt der Stadt 

- Gesch.Z. 51/2 - Rst.Sch. 1743 -

Kläger und Beschwerdegegner
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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
am 11. Februar 1976 durch den Vizepräsidenten Dr. Hauß 
und die Richter Professor Johannsen, Dr. Buchholz,
Dr. Hoegen und Dehner

beschlossen:

Die sofortige Beschwerde des Beklagten 
gegen den Beschluß des 8. Zivilsenats 
des Oberlandesgerichts Hamm vom 22. Ok 
tober 1973 wird zurückgewiesen.

Der Beklagte hat die Kosten der Be­
schwerde zu tragen.

Der Streitwert beträgt DM 4.000,-.

G r ü n d e  :

Das Amtsgericht Dortmund hat durch Urteil vom 
4. Juli 1975 festgestellt, daß der Beklagte der Vater des 
Klägers ist. Das Urteil ist dem Beklagten am 11. Juli 1975 
zugestellt worden. Der Beklagte hat die zunächst bei dem 
Landgericht Dortmund eingelegte Berufung zurückgenommen 
und erneut am 17. September 1975 bei dem Oberlandesgericht 
Berufung eingelegt, die er innerhalb der verlängerten Frist 
begründet hat.
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Der Beklagte hält die Berufung für rechtzeitig, 
weil das Urteil des Amtsgerichts seiner Meinung nach 
nicht wirksam zugestellt worden sei und daher die Rechts­
mittelfrist nicht in Gang gesetzt habe« Die Zustellung 
sei nicht wirksam, weil die Unterschrift des Urkundsbe­
amten, der die Ausfertigung des Urteils beurkundet habe, 
nicht den an eine ordnungsmäßige Unterschrift zu stellen­
den Erfordernissen entspreche.

Das Oberlandesgericht hat die Berufung durch den 
genannten Beschluß wegen verspäteter Berufungseinlegung 
als unzulässig verworfen. Gegen diesen Beschluß richtet 
sich die form- und fristgerecht eingelegte sofortige 
Beschwerde des Beklagten.

Die Beschwerde kann keinen Erfolg haben.

Zutreffend hat das Oberlandesgericht in Überein­
stimmung mit der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes 
ausgeführt, an die Wirksamkeit der Unterschrift des Ur­
kundsbeamten könne ebensowenig wie an die der Unterschrift 
unter bestimmende Schriftsätze das Erfordernis der Lesbar­
keit gestellt werden. Es genüge vielmehr, daß die Herkunft 
des Schriftbildes aus der Schreibschrift erkennbar sei und 
kein begründeter Verdacht gegen den Ursprung bestehe. Dem 
ist jedenfalls für die Unterschrift des Urkundsbeamten bei 
Ausfertigung von gerichtlichen Entscheidungen zuzustimmen. 
Hier ist ebenso wie bei der Unterschrift eines Notars unter 
die von ihm vor genommenen Beurkundungen oder Beglaubigungen 
schon von der Sache her und zufolge der Beifügung amtlicher 
Stempel weithin gewährleistet, daß die Unterschrift nicht 
von einem Unbefugten herrührt. Außerdem können notfalls 
Zweifel an der Echtheit der Unterschrift oder der Identi-
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tät des Unterschreibenden leicht durch eine Rückfrage 
bei Gericht geklärt werden« Die danach zu stellenden 
Anforderungen an die Unterschrift des Urkundsbeamten 
sind hier, wie das Oberlandesgericht zutreffend fest­
gestellt hat, gegeben« Der Schriftzug läßt durchaus 
eine einen Namen wiedergebende Buchstabenfolge mit in­
dividuellen Merkmalen erkennen.

Dr. Hauß Dr. Buchholz
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